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N
ichts ist wie das hier“, hat Uno-
Generalsekretär Ban Ki Moon
seine Eindrücke von der Jahr-
hundertflut in Pakistan zusam-
mengefasst. Allmählich wird

ihr apokalyptisches Ausmaß der Weltöffent-
lichkeit bewusst. Die Hilfsbereitschaft im
Ausland ist bisher trotzdem viel geringer als
bei vergleichbar verheerenden Naturkata-
strophen anderswo. Denn Bans erschütter-
tes Fazit über das Leid in den Flutgebieten
beschreibt ebenso treffend das Elend Pakis-
tans insgesamt.

Es gibt weltweit wohl kaum einen Staat
dieser Bedeutung, der sein wirtschaftliches
Potenzial so verantwortungslos verschleu-

dert und große Teile seiner Bevölkerung so
sehr in feudaler Abhängigkeit von einer klei-
nen herrschenden Elite hält. Milliarden in-
ternationaler Finanzhilfe haben Pakistan
nicht auf die Beine gebracht. Warum also sol-
len jetzt wieder die Spendengelder fließen?

Es gibt darauf zwei Antworten. Erstens
sind die inzwischen zwanzig Millionen Flut-
opfer, die Haus, Vieh, Ernte und womöglich
auch noch Angehörige verloren haben,
keine verblendeten islamistischen Gottes-
krieger. Sie sind einfache, friedliche Men-
schen, die dringend internationale Hilfe
brauchen, weil der pakistanische Staat mit
der Katastrophe völlig überfordert ist. Die
zögerliche Spendenbereitschaft unter Ver-
weis auf die Korruption in Pakistan bestraft
sie doppelt. Denn sie nimmt die Flutopfer
für ein Staatsversagen in Haft, unter dem sie
ohnehin seit Jahrzehnten am meisten lei-
den.

Das führt unmittelbar zu dem zweiten
Grund, warum die internationale Hilfe drin-
gend aufgestockt werden muss. Pakistan ist
politisch zu wichtig, um es sich selbst zu
überlassen. Es hält den Schlüssel für einen
Erfolg im Krieg gegen die Taliban und El
Kaida in der Hand. Es ist die zurzeit insta-
bilste Atommacht auf der Welt. Und schließ-
lich entscheidet sein Verhältnis zu Indien
über Krieg und Frieden auf dem südasiati-
schen Subkontinent.

Weil der pakistanische Staat so schwach
ist, spielt die Flutkatastrophe den radikalen
Islamisten in die Hände. Sie kümmern sich
um die Opfer, die sich von den Behörden im

Stich gelassen fühlen. Auch wenn ihre Hilfe
über symbolische Akte meist nicht hinaus-
geht, gewinnen sie damit die Herzen der ver-
zweifelten Menschen. Pakistan wird des-
halb nicht morgen in die Hände der Taliban
fallen. Dazu sind sie in weiten Kreisen der
Bevölkerung viel zu unbeliebt. Aber das Mei-
nungsklima verschiebt sich wieder ein Stück
zugunsten der Extremisten. Die Hilfe in den
Hochwassergebieten ist nicht nur ein Wett-
lauf zur Rettung von Menschenleben, son-
dern auch um die politische Zukunft des
Landes. Dabei hat der Westen zu viel zu ver-
lieren, als dass er abseits stehen könnte.

Mit diesem Argument begründen die USA
schon seit Jahren ihr milliardenteures Enga-
gement in Pakistan. Und haben wenig er-
reicht. Der pakistanische Geheimdienst und
Teile der Armee spielen weiter ihr doppel-
tes Spiel, die Taliban im eigenen Land zu be-
kämpfen, sie sich aber gleichzeitig in Afgha-
nistan als künftige Partner nach einem Ab-
zug der US-Truppen warmzuhalten. Präsi-
dent Barack Obama hat zu Beginn seiner
Amtszeit versucht, aus diesem Dilemma he-
rauszukommen. Doch seine Drohung, den
Geldhahn zuzudrehen, verpuffte wirkungs-
los.

Die Lehre daraus ist ernüchternd: Es geht
in Pakistan zunächst nur darum, den Status
quo aufrechtzuerhalten, damit die politi-
sche Situation nicht noch verfahrener wird.
Mit einem so instinktlosen Präsidenten wie
Asif Ali Zardari, der ungerührt nach Europa
reist, anstatt sich um das Flutelend im eige-
nen Land zu kümmern, ist das ein schwieri-

Tief versunken im Morast

Pakistan ist zu wichtig, als
dass es sich selbst überlas-
sen werden dürfte. Der Wes-
ten muss sich daher intensi-
ver um die Flutopfer küm-
mern. Auch damit die Tali-
ban nicht Boden gewinnen.

E s geht wieder was im Wirtschaftswunder-
land. Wie eine lästige Fliege hat Deutsch-
land die Folgen der schwersten Wirt-

schaftskrise der Nachkriegsgeschichte abge-
schüttelt. Die Exportwirtschaft boomt, die Bür-
ger tragen ihr Geld in die Kaufhäuser statt zur
Bank, und die Zahl der Arbeitslosen schmilzt
auf etwas mehr als drei Millionen Menschen zu-
sammen.

Kein anderes Land in Europa kann auch nur
annähernd mit dieser Dynamik mithalten. Poli-
tiker und Manager in den Vereinigten Staaten
schauen bereits mit Bewunderung auf das deut-
sche Wunder. Selbst die Kanzlerin ist ganz be-
seelt von den unerwartet guten Nachrichten.

Möglicherweise hält der Aufwärtstrend noch
eine Weile an. Doch der Glanz der positiven Da-
ten darf nicht darüber hinwegtäuschen, dass
Deutschland weiter noch mitten in der Aufarbei-
tung der Krisenfolgen steckt. Mit anderen Wor-
ten: Der Aufschwung ist da, aber es gibt nichts
zu verteilen.

Bis die Wirtschaftsleistung des Landes wie-
der das Niveau vor der Finanz- und Wirtschafts-
krise erreicht hat, ist es ein weiter Weg. Wahr-
scheinlich wird es noch mindestens zwei Jahre
dauern. Zwar arbeitet sich Deutschland schnel-
ler aus dem Konjunkturtief heraus als jedes an-
dere westliche Industrieland, doch für unbe-
schwerte Partylaune besteht noch immer kein
Anlass. So ernüchternd und unbefriedigend
diese Botschaft auch ist, Kanzlerin Angela Mer-
kel und Finanzminister Wolfgang Schäuble müs-
sen sie in den nächsten Wochen wie ein Mantra
unters Volk bringen. Anfangen sollten sie damit
am besten heute in der Sitzung des Bundeskabi-
netts. Denn die Sorglosigkeit, mit der Vize-Kanz-
ler Guido Westerwelle über eine Aufschwungdi-
vidende und mögliche Steuersenkungen
schwadroniert, ist alarmierend. Nicht allein der
FDP-Chef, auch andere Bundesminister ma-
chen sich bereits Gedanken, wie man die höhe-
ren Steuereinnahmen gleich wieder verplanen
kann. Die Erinnerung an die knapp 300 Milliar-
den Euro, die der Bund über Konjunkturpro-
gramme und Bankenhilfen nach der Pleite von
Lehman Brothers bereitgestellt hat, scheint an-
gesichts der guten Wirtschaftsdaten wie wegge-
blasen.

In dieser politischen Gemengelage besteht
die ernste Gefahr, dass die schwarz-gelbe Regie-
rung den letzten Willen zur Haushaltsdisziplin
begräbt und die Fehler der Großen Koalition
wiederholt. Diese hatte, mit dem Segen von
Kanzlerin Merkel, unerwartete Steuermehrein-
nahmen nur teilweise für den Schuldenabbau
verwendet – und so die Konsolidierung des Bun-
deshaushalts auf die lange Bank geschoben. Bei
einem Rekorddefizit von gut 60 Milliarden Euro
in diesem Jahr gibt es auch jetzt keine Spiel-
räume für die Verteilung von Wohltaten.

Wer das nicht glauben mag, sollte einen Blick
in die Verfassung dieses Landes werfen. Dort
schreibt die neue Schuldenregel vor, dass kon-
junkturbedingte Mehreinnahmen zum Schul-
denabbau verwendet werden müssen.
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ges Unterfangen. Doch die Ablösung der Re-
gierung durch einen Putsch der Armee, wo-
für selbst manche Beobachter im Westen in-
zwischen Sympathie bekunden, ist keine Al-
ternative. Denn Pakistans Militärs sind die
eigentliche Wurzel des Übels. Sie haben sich
über Jahrzehnte ein Wirtschaftsimperium
aufgebaut, das allein der eigenen Bereiche-
rung dient. Auf sie als die Heilsbringer zu set-
zen ist deshalb grotesk.

Vielmehr wird Pakistan mehr denn je in-
ternationale Unterstützung brauchen. Die
eigentliche Arbeit beginnt, wenn die Flut ab-
gezogen und der Schlamm getrocknet ist.
Dann werden nicht nur die zerstörten Stra-
ßen, Häuser und Bewässerungskanäle wie-
der aufgebaut werden müssen. Dann müs-
sen auch die Wurzeln der pakistanischen
Malaise gekappt werden: der desolate Zu-
stand der staatlichen Schulen, der die Ju-
gend in die Koranschulen treibt, die feuda-
len Landrechte, die Millionen Bauern der
Ausbeutung unterwerfen, das ungerechte
Steuersystem, die Allmacht der Bürokratie.

Weil der Staat praktisch bankrott ist und
auch die herrschende Oberschicht auf eine
funktionierende Infrastruktur angewiesen
ist, kann Druck von außen wirken. Finanz-
hilfen zum Wiederaufbau müssen gepaart
werden mit der Forderung nach wirtschaftli-
chen und politischen Reformen. Bis die Er-
gebnisse sichtbar werden, wird viel Hartnä-
ckigkeit erforderlich sein. Aber gerade die
einfachen Menschen werden den Erfolg ho-
norieren. Denn dass in ihren wieder aufge-
bauten Dörfern die Taliban herrschen, wol-
len sie nicht.

Ein neues Gesetz bremst die
Importe von billigen Medi-
kamenten aus dem Ausland.
Dabei sollte es eigentlich für
sinkende Preise sorgen.

D
eutschland hat bislang ein recht
kluges Preissystem für patentge-
schützte Arzneimittel. Aber die
neuen Pläne der Regierung ent-
halten zwei Fehler, die dieses

System bedrohen.
Bisher sind die Anbieter weitgehend frei

in ihrer Preissetzung. Sie sollen in der Lage
sein, Gewinne zu erzielen, Forschung zu fi-
nanzieren und so neue Produkte zu entwi-
ckeln. Zum anderen soll europaweite Arbi-
trage dafür sorgen, dass die deutschen
Preise nicht in den Himmel wachsen: Wer-
den die in Deutschland angebotenen Pro-
dukte in einem anderen EU-Staat billiger an-
geboten, so ist es Parallelimporteuren er-
laubt, diese dort zu kaufen und sie auf dem
deutschen Markt weiterzuverkaufen. Mitt-
lerweile umfasst der Parallelimport 25 Pro-
zent der patentgeschützten Produkte und
stellt daher einen nicht zu vernachlässigen-
den Wettbewerbsfaktor dar.

Die deutschen Gesundheitspolitiker sind
damit aber nicht zufrieden. Sie möchten
den Pharmapreisen einen zusätzlichen De-
ckel aufdrücken. Schon seit Anfang August
2010 soll ein Rabatt von 16 Prozent zwangs-
weise gewährt werden. Einen Nachlass von
dieser Pflicht erhalten jene, die ihre Preise
schon vor dem 1. August senkten. Sie sollen
nicht zweimal getroffen werden. Übersehen
wurde dabei, dass in den Genuss des Nach-
lasses auch jene gelangen, die ihre Preise
zum Beispiel im Juli angehoben und dann
bis zum Ende des Monats wieder gesenkt ha-
ben. Für sie läuft der Zwangsrabatt weitge-
hend ins Leere. Für das Gesundheitsministe-
rium stellt diese Umgehung eine peinliche
Gesetzeslücke dar, die eine Nachbesserung
des Gesetzes unabdingbar macht.

Eine Nachbesserung drängt sich aber
auch aus einem anderen, viel gewichtigeren
Grund auf: Erweist sich der beabsichtigte
Preisdeckel als wirksam, so schrumpfen die
Margen und damit auch die Wirkungsmög-
lichkeiten der Parallelimporteure. Dagegen
ist zunächst nichts einzuwenden: Der Ge-

sundheitsminister hat sich eben dafür ent-
schieden, den Preisdruck auf die Pharma-
produkte nicht mehr indirekt durch Parallel-
importeure, sondern direkt durch adminis-
trative Zwangsrabatte auszuüben. „Check
out the middleman“, sagten schon die Grün-
der des britischen National Health Service
vor 60 Jahren.

Die Parallelimporteure müssen wegen
des neuen Gesetzes also mit schrumpfen-
den Margen rechnen. Sie tragen daher wirt-
schaftlich besehen die Deckelung von 16 Pro-
zent, die der Gesundheitsminister von der
Pharmaindustrie fordert, bereits mit. Und
jetzt kommt der zweite Fehler in den Plänen
der Regierung: Das Gesetz sieht vor, dass die
Parallelimporteure unabhängig vom
Zwangsrabatt, den die Pharmaindustrie zu
gewähren hat, auch noch einmal 16 Prozent
Rabatt leisten müssen. Damit wären sie dop-
pelt belastet – und das hat keinen Sinn.

Hier noch einmal die Schritte im Detail:
Die Zwangsrabatte senken den Marktpreis.
Die Parallelimporteure müssen sich daran
anpassen. Ihnen dann noch einmal 16 Pro-
zent Nachlass zu verordnen, läuft darauf hi-
naus, dem schon geschwächten Kämpfer
den Gnadenstoß zu versetzen.

Und wer freut sich darüber? Die etab-
lierte Pharmaindustrie. Sie nimmt den

Zwangsrabatt gelassen, lehnt sich zurück
und sagt: „Da wollen wir erst mal sehen und
aus unseren reichen Erfahrungen im Um-
gang mit dem Gesetzgeber schöpfen.“ In
kurzer Zeit entdeckte sie die oben ange-
führte Umgehungsmöglichkeit der Zwangs-
rabatte. Welche weiteren Tricks werden fol-
gen? Je löchriger das Gesetz des Gesund-
heitsministers sich erweist, desto weniger
Preisnachlässe muss die Pharmaindustrie
faktisch gewähren.

Umso wichtiger wäre es, dass die Parallel-
importeure ihre preisdämpfende Funktion
ausüben. Sie würden den Schaden der (letzt-
lich nie ganz vermeidbaren) Gesetzeslücken
begrenzen. Doch wenn die Parallelimpor-
teure zusätzlich den Zwangsrabatt gewäh-
ren müssen (weil sie formaljuristisch als Her-
steller und nicht als Händler betrachtet wer-
den), haben sie dazu keine Chance.

Die etablierten Pharmaproduzenten
freuen sich. Ihnen war die Arbitrage der Pa-
rallelimporteure stets ein Dorn im Auge.
Doch vor dem Europäischen Gerichtshof
sind sie mit einer Klage dagegen abgeblitzt.
Welch gute Fügung also, dass der deutsche
Gesetzgeber den Parallelimporteuren
durch die Rabattgesetzgebung den Garaus
machen will, sagen sie sich.

Fazit: Wenn der Gesetzgeber die Pharma-
preise durch Zwangsrabatte senken will, so
sollte er die Parallelimporteure nicht aus-
schalten, sondern für seine eigenen Ziele
einsetzen. Hierzu muss er sie vom Zwangsra-
batt befreien. Dann – und nur dann – wer-
den sie in genau den Schlupflöchern aktiv,
durch die die etablierte Pharmaindustrie
dem Gesetz des Gesundheitsministers zu
entfliehen sucht. Unterlässt er das, werden
die Parallelimporteure aus dem Markt ge-
drängt, der Wettbewerb geht zurück, die
Preise steigen und die etablierte Pharmain-
dustrie freut sich.

D ie Politiker laufen ihnen hinterher wie
der Stier hinter dem roten Tuch: Un-
gedeckte Leerverkäufe gelten vielen

Bürgern als perfideste Art, wie sich Spekulan-
ten auf Kosten der Allgemeinheit bereichern.
Mit seinem Verbot der umstrittenen Handels-
technik hat der Bundesfinanzminister daher
beim Volk Punkte gemacht. Doch die Fach-
leute konnte Schäuble kaum überzeugen.
Die komplexe Welt der Finanzmärkte lässt
sich nicht so einfach in Gut und Böse untertei-
len, wie es Schäuble mit seinem simplen Ver-
bot suggeriert.

Spekulanten würden mit ungedeckten
Leerverkäufen ohne großes eigenes Risiko
auf fallende Kurse wetten und so Krisen am
Finanzmarkt massiv beschleunigen, argu-
mentieren Kritiker. Die Finanzmarktexper-
ten des Internationalen Währungsfonds hal-
ten dagegen. Die hochkomplexe Praxis der
ungedeckten Leerverkäufe stifte sehr wohl
Nutzen, meinen die IWF-Leute. Risiken gebe
es zwar auch, doch die seien mit einer effi-
zienten Aufsicht und guten Transparenzre-
geln besser in den Griff zu bekommen als mit
einem permanenten Verbot. Allenfalls in aku-
ten Krisensituationen könne es nötig wer-
den, Leerverkäufe vorübergehend zu unter-
sagen.

Über Sinn und Unsinn der ungedeckten
Leerverkäufe lässt sich noch lange streiten,
über Schäubles Verbot allerdings auch. Händ-
ler und Anleger können es nämlich spielend
leicht umgehen. Sie erfinden schließlich an-
dauernd neue Handelstechniken, die von
dem Verbot im Zweifel gar nicht erfasst wer-
den. Oder sie weichen auf die Handelsplätze
anderer Länder aus, wo das Verbot nicht gilt.
Davon gibt es viele, denn Schäuble ist allein
vorgeprescht und hat sein Verbot weder mit
der EU-Kommission noch mit anderen euro-
päischen Finanzministerien abgestimmt.

Nationale Alleingänge dieser Art bringen
nichts mehr an den grenzenlosen internatio-
nalen Finanzmärkten, wo die großen Player
ihr Kapital per Mausklick im Bruchteil einer
Sekunde quer über den Erdball schicken. Die
EU-Kommission weiß das und will die Leer-
verkäufe deshalb auf europäischer Ebene ein-
heitlich regeln. Das deutsche Verbot könnte
dabei auf der Strecke bleiben. Stattdessen
müssten starke EU-Aufsichtsämter die Han-
delspraktiken an den Finanzmärkten überwa-
chen und bei Verwerfungen zügig einschrei-
ten.

Ruth Berschens
berschens@handelsblatt.com

Die beiden genossenschaftlichen Spitzen-
institute DZ Bank und WGZ Bank haben in
ihrer wechselvollen Geschichte viele Er-
fahrungen damit sammeln können, was
bei einer Fusion alles schiefgehen kann
und warum: wegen persönlicher Eitelkei-
ten auf höchster Ebene, Zwistigkeiten auf
allen Ebenen, Streitigkeiten strategischer
Natur, unvereinbarer Unternehmenskultu-
ren, zögerlicher Eigentümer, Angst vor
der eigenen Courage. Den reichen Erfah-
rungsschatz aus bald zehn Jahren Nicht-Fu-
sion bündeln DZ Bank und WGZ Bank nun
in schönster Eintracht zur VR Unterneh-
mensberatung. Diese Einheit soll Mittel-
ständler bei Fusionen und Unternehmens-
zukäufen beraten. Es dürfte wenig Fallstri-
cke und ungünstige Konstellationen ge-
ben, die den genossenschaftlichen Bera-
tern noch nicht untergekommen sind. Ob
DZ und WGZ beim munteren Fusionsbera-
ten selbst noch einmal auf den Geschmack
kommen? Die verhinderten Fusionspart-
ner praktizieren selbst lieber eine wilde
Ehe, ob im Private Banking, in IT-Fragen
oder nun eben in der Fusionsberatung. So
lange niemand mit dem Trauschein winkt,
herrscht da Harmonie pur.
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3,6
Prozent mehr Umsatz haben
Wirte und Hoteliers in
Deutschland im Juni
verbucht. Gründe waren das gute
Wetter, die Fußball-WM und der
Aufschwung . Im ersten Halbjahr ergab
sich damit ein nominales Plus von 1,7
Prozent. Real ging der Umsatz über das
gesamte Gastgewerbe gesehen aber
um 1,0 Prozent zurück. Insbesondere
die Hotellerie scheine ihre Krise über-
wunden zu haben, erklärte Ernst Fi-
scher, Präsident des Deutschen Hotel-
und Gaststättenverbandes (Dehoga) in
Berlin. Der Geschäftsreisetourismus
ziehe langsamwieder an, die Übernach-
tungszahlen stiegen.
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